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SONJA SCHWANEBERG

DIE WIRTSCHAFTLICHE AUSBEUTUNG DES

GENERALGOUVERNEMENTS DURCH DAS

DEUTSCHE REICH 1939S1945

Für die Wirtschaftspolitik im Generalgouvernement (GG) ist festgestellt
worden, dass sie von zwei gegensätzlichen Ansätzen bestimmt war. Zum
einen wurde das GG als Reservoir für billige Arbeitskräfte und wirtschaftli-
che Güter angesehen, welche zum Vorteil des Reichs genutzt werden
konnten. Dieser Ansatz einer unbegrenzten Ausbeutung war mit einer
Politik der Desorganisation und Zerstörung verbunden. Der zweite Ansatz
sah die Ausbeutung der wirtschaftlichen Kapazitäten vor Ort vor und ba-
sierte auf dem Plan, die wirtschaftliche Produktion im GG zu intensivieren.
Dabei ging man davon aus, dass das GG einen eigenen operationalen Be-
darf habe, der erfüllt werden musste, um dem Reich von Nutzen sein zu
können. Diese miteinander konkurrierenden Pläne zur Ausbeutung des
Gebiets bildeten ein konstitutives Element der deutschen Herrschaftsaus-
formung im GG.1

Als Hitler am 17. Oktober 1939 sein radikales Programm zur Zukunft
Polens darlegte, setzte er für das GG ausschließlich negative Ziele fest. Die
deutsche Zivilverwaltung unter Generalgouverneur Hans Frank sollte dort
ein „Teufelswerk“ verrichten. Das Gebiet sollte weder wirtschaftlich wei-
ter entwickelt noch administrativ organisiert werden. Gemäß den Richt-
linien der Volkstumspolitik sollte es als Abschiebeterritorium für Polen aus
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den annektierten westpolnischen Gebieten und Juden aus der gesamten
Einflusssphäre des Reichs fungieren. Wirtschaftspolitisch korrespondierte
damit die Idee der unbegrenzten Ausbeutung mit dem Ziel, den Lebensstan-
dard auf niedrigstem Niveau zu halten und die Polen zu einem führerlosen
Arbeitsvolk zu degradieren.2 Allerdings entbrannte direkt nach der Er-
richtung des Generalgouvernements eine Debatte über dessen wirtschaftli-
che Grundlagen und deren zukünftige Entwicklung. Sollte das GG zusätzli-
che Bevölkerung aufnehmen, so musste die wirtschaftliche Basis so weit
entwickelt werden, dass eine größere Bevölkerungszahl davon leben konn-
te. Gleichzeitig machte eine unbegrenzte Deportation von Menschen ins
GG eine Wiederingangsetzung der Wirtschaft und eine Intensivierung ihrer
Leistung unmöglich. Keinesfalls half eine Politik der Desorganisation und
Zerstörung bei der Erreichung auch nur eines der beiden Ziele.3 Deshalb
befürwortete Generalgouverneur Frank eine pragmatischere Herangehens-
weise an die Besatzungspolitik, sowohl in Bezug auf die Wirtschafts- als
auch auf die Bevölkerungspolitik.4

Bereits erste Einschätzungen der wirtschaftlichen Situation ergaben,
dass die Herausforderungen sehr viel größer waren, als in der Politik der
Desorganisation einkalkuliert. Mit der Grenzziehung vom 7. Oktober 1939
hatte das Reich die wirtschaftlich profitableren Gebiete Polens direkt an-
nektiert. Das GG war als Rumpfwirtschaft zurückgeblieben. Wirtschaftli-
che Probleme, wie eine unzureichende industrielle Basis, eine unproduktive
Subsistenzlandwirtschaft und eine hohe, agrarisch ausgerichtete Überbevöl-
kerung, die schon in der Zwischenkriegszeit den ökonomischen Fortschritt
Polens belastet hatten, waren durch die Grenzziehung und mit der Schaf-
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fung des GG noch weiter vergrößert worden.5 Bereits vor dem Krieg war
das Territorium des GG ein landwirtschaftliches Zuschussgebiet und abhän-
gig von der agrarischen Überschussproduktion der westpolnischen Gebiete
gewesen. Die nationalsozialistischen Pläne zur Bevölkerungsverschiebung
verschärften diese Probleme weiter, wie der Leiter der Hauptabteilung
Ernährung und Landwirtschaft im GG, Hellmut Körner, ausführte. So
hätten vor dem Krieg zwölf bis 13 Millionen Menschen auf dem Gebiet des
GG gelebt, diese Zahl werde aber mit den anstehenden Deportationen von
Polen und Juden auf 16 Millionen ansteigen. Dies bedeute, dass mehr
Menschen mit verringertem wirtschaftlichen Potential ernährt werden
müssten, so Körner.6 Für den Winter 1939/40 hatte das Reich Importe aus
den annektierten westpolnischen Gebieten für die Versorgung des GG
zugesagt.7 Langfristig allerdings war es aus deutscher Sicht nicht akzepta-
bel, das GG aus den neu gewonnenen Kornkammern der annektierten
polnischen Westgebiete mitzuversorgen. Vor diesem Hintergrund forderte
Körner für die Ernte 1940, dass alles getan werden müsse, um durch
Modernisierung und Intensivierung die landwirtschaftliche Produktion im
GG substantiell zu erhöhen.8 Jedoch reiche eine Intensivierung der land-
wirtschaftlichen Produktion allein nicht aus, um dem GG eine gesicherte
wirtschaftliche Basis zu schaffen, erklärte dagegen der damalige Leiter der
Hauptabteilung Wirtschaft im GG, Karl Schlumprecht. Da es unmöglich
sei, 16 Millionen Menschen von einer rein agrarischen Wirtschaft zu ernäh-
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ren, forderte er, dass Industrie und Gewerbe im GG wieder aufgebaut und
erweitert werden müssten.9

Vor diesem Hintergrund kam es nach einer ersten Periode der rück-
sichtslosen Plünderung im Winter 1939 zu einem Wechsel in der Wirt-
schaftspolitik. Verbündete für einen Kurswechsel fand Frank zum einen in
der Wehrmacht, der er seine Unterstützung bei der Wiederingangsetzung
der Rüstungsproduktion im GG zusagte. Wichtiger noch war der Kompro-
miss, den Frank mit dem Beauftragten für den Vierjahresplan, Hermann
Göring, erreichte. Nachdem Göring das Gebiet im Herbst 1939 rücksichts-
los hatte ausplündern lassen, kam er mit Frank im Dezember 1939 überein,
nun eine längerfristige Ausnutzung der wirtschaftlichen Kapazitäten des GG
einzuleiten. Im Gegenzug machte Frank die Dienststelle für den Vierjahres-
plan auf Kosten der Zivilverwaltung zur führenden wirtschaftlichen In-
stitution im GG.10 Gemäß dem neuen wirtschaftspolitischen Kurs sollte das
GG nun insoweit gefördert werden, wie es dem Reich Vorteile brachte.
Das bedeutete, dass alle Unternehmen, welche die Reichswirtschaft entlas-
ten konnten, vor Ort produzieren sollten.11 In der Besatzungsrealität jedoch
wurde es zum strukturellen Problem der Wirtschaftspolitik im GG, dass die
beiden konkurrierenden Konzepte gleichzeitig weiterverfolgt wurden. Der
Versuch, vor Ort für die deutsche Kriegswirtschaft zu produzieren, wurde
durch die gleichzeitige Politik der rücksichtslosen Ausbeutung vor allem
des Agrarsektors unmöglich gemacht. Da das GG ein landwirtschaftliches
Defizitgebiet war, wurde der Export von agrarischen Produkten im Jahr
1939/1940 beschränkt und sogar 130.000 Tonnen Getreide aus den vom
Reich annektierten westpolnischen Gebieten importiert. Allerdings ver-
langte Göring im Februar 1940, dass das GG seine Abhängigkeit von
Lebensmittellieferungen aus dem Reich verringere. Frank versicherte
daraufhin eilig, dass er eine hundertprozentige Selbstversorgung zum
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Herbst 1940 anstrebe.12 Tatsächlich begannen die deutschen Besatzungs-
behörden 1940/41 sogar damit, landwirtschaftliche Produkte aus dem GG
an die dort stationierten Truppen der Wehrmacht und SS zu liefern und
insbesondere seit 1942/43 auch an das Reich.13

Um in der Lage zu sein, die landwirtschaftlichen Ressourcen des GG
abzuschöpfen, war es eine der wichtigsten Aufgaben der Zivilverwaltung,
die agrarische Produktion zu steigern.14 Obwohl die deutschen Landwirt-
schaftsbehörden diese Aufgabe – zumindest anfangs – sehr ernst nahmen,
waren ihre Bemühungen nicht besonders erfolgreich.15 So sank der Ertrag
pro Hektar bei Getreide in einem schlechten Jahr wie 1942/43 sehr weit
unter das Vorkriegsniveau, während er in einem normalen Jahr wie
1943/44 das Vorkriegsniveau erreichte, aber nicht übertraf. Die Erträge für
Kartoffeln und besonders für Zuckerrüben fielen in beiden Jahren hinter
den Vorkriegsstand zurück. Der gesamte Ertrag von Getreide, Hackfrüch-
ten und Ölsaaten lag 1942 und 1943 etwa ein Viertel unter dem durch-
schnittlichen Gesamtertrag der Jahre 1935 bis 1938.16

Das Scheitern der deutschen Landwirtschaftsverwaltung hatte sowohl
wirtschaftliche wie auch politische Gründe. Verglichen mit den eingeglie-
derten polnischen Gebieten erhielt das GG von Beginn an weniger landwirt-
schaftliche Produktionsmittel, und die Zahl verringerte sich 1942/43 wei-
ter.17 Darüber hinaus hatte die Deportation von polnischen Arbeitern aus
dem GG in das Reich zur Folge, dass viele Landwirtschaftsunternehmen
wochenlang ohne Arbeiter waren, auch weil sich die Menschen aus Furcht
vor Zwangsrekrutierung versteckten. Das politische Vorgehen schloss
nachteilige Rückwirkungen der im GG verfolgten Umsiedlungspolitik und
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des gegen die lokale Bevölkerung ausgeübten Terrors ebenso ein wie
militärische Operationen.18

Trotz dieses Scheiterns bei der landwirtschaftlichen Produktionssteige-
rung wurden die Lieferungsforderungen aus dem Reich im Zuge des an-
dauernden und sich ausweitenden Kriegs erhöht. Damit wurde die Politik
der langfristigen landwirtschaftlichen Produktionssteigerung durch eine
Politik der Plünderung der landwirtschaftlichen Ressourcen zum Ziel der
kurzfristigen Befriedigung der Bedürfnisse des Reichs ersetzt.19 Dies zeigt
sich an der Getreidemenge, die vom GG ins Reich exportiert wurde.20

1940/41 und 1941/42 setzte die deutsche Zivilverwaltung ein Ernteerfas-
sungsziel von 27 bis 28 Prozent der geschätzten Gesamternte fest. Tatsäch-
lich konnten nur ungefähr 13 Prozent der Gesamternte von 1940/41 und 25
Prozent der Gesamternte von 1941/42 eingezogen werden. Von diesem
Getreide blieben mehr als 90 Prozent im GG zur Verteilung an die Deut-
schen und die urbane Bevölkerung. Dies änderte sich dramatisch, als
1942/43 das Ernteerfassungsziel von 27 auf 40 Prozent der geschätzten
Gesamternte heraufgesetzt wurde. Das eingezogene Getreide ging zu 51
Prozent an das Reich und die Wehrmacht. Dieser Prozentsatz wurde
1943/44 auf 38 Prozent verringert und stieg 1944/45 auf 48 Prozent an.21

Um die Bauern zur Ablieferung ihrer Produkte zu bewegen, richtete die
Zivilverwaltung im Frühjahr 1940 ein Prämiensystem ein. Sie hatte er-
kannt, dass es für die Bauern in Anbetracht der großen Nachfrage keinen
wirtschaftlichen Anreiz bedeutete, ihre landwirtschaftlichen Produkte zu
festgesetzten Preisen an deutschen Sammelpunkten abzuliefern.22 Im Ge-
genzug für die Ablieferung eines bestimmten Anteils ihrer Ernte bekamen
die Bauern Bonuspunkte zusätzlich zum offiziellen Preis. Dadurch erhielten
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sie ein Kaufrecht für nicht-agrarische Güter wie Textilien, Eisen- und
Haushaltswaren, Zucker, Zigaretten oder Alkohol zu offiziellen Preisen.23

Die Abteilung Preisbildung im GG verteidigte diese Herangehensweise mit
dem Hinweis, dass dies nicht etwa eine simple Tauschwirtschaft sei, son-
dern eine normale monetäre Wirtschaft, die mit Kaufberechtigungsscheinen
arbeitet.24 Allerdings funktionierte das auf wirtschaftliche Anreize ausge-
legte System von festgesetzten Erntequoten und Prämien wegen Mängeln in
der Planung und Organisation nur in einem begrenzten Maße. Zudem gab
es bei den Bauern einen generellen Widerwillen, die landwirtschaftlichen
Produkte an die deutschen Behörden zu liefern, da sie keinen Einfluss
darauf hatten, welcher Teil dieser Produkte wirklich an die autochthone
Stadtbevölkerung ging und welcher an die Besatzungsarmee oder das Reich
geliefert wurde.25 Deshalb setzten die deutschen Behörden zusätzlich die
Polizei, die SS, Wehrmachtsdivisionen und den Sonderdienst – das Exeku-
tivorgan der Kreis- und Stadthauptleute – zur Ernteerfassung ein.26

Zwangsmaßnahmen gegen einzelne Bauern reichten von Geldbußen über
Gefängnisstrafen bis hin zur Einweisung in Zwangsarbeitslager und Ent-
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32  Sitzung, 1.12.1939, in: Diensttagebuch, S. 72.

eignung.27 Zu Beginn der Zwangslieferungen an das Reich 1940/41 wurden
nur 45 Prozent der angesetzten Quote eingesammelt. Dies waren ungefähr
13 Prozent der geschätzten Gesamternte28 Erst 1941/1942 verlief die Aus-
beutung der Landwirtschaft systematischer. Die Quoten wurden erhöht und
die Methoden der Erfassung wurden brutaler.29 Im Kriegswirtschaftsjahr
1941/42 erfassten die Deutschen rund 90 Prozent der Getreidequote, das
waren ungefähr 25 Prozent der geschätzten Gesamternte. 1942/43 und
1943/44 erhöhte die Zivilverwaltung die Quote auf 40 Prozent der ge-
samten Ernte. Davon realisierte sie 88 Prozent im Zeitraum 1942/43 und
sogar 94 Prozent in den Jahren 1943/44.30 

Man kann also sagen, dass es mittels systematischerer Anwendung von
Gewalt gelang, die landwirtschaftlichen Zwangsablieferungen zu erhöhen.
Allerdings muss auch festgestellt werden, dass in keinem Jahr das Ziel voll
erreicht wurde. Der Fehlbetrag ging meistens zu Lasten der Versorgung
der urbanen Bevölkerung im GG.31 Angesichts der Lebensmittelknappheit
hatte die Zivilverwaltung ohnehin geplant, die Zuteilungen an die Bevölke-
rung so gering wie möglich zu halten.32 Hierzu wurde ein System der
Nahrungsmittelverteilung eingeführt, das den wirtschaftlichen und politi-
schen Zielen der deutschen Verwaltung entsprach. Während die ländliche
Bevölkerung als selbstversorgend galt, wurde die urbane Bevölkerung nach
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beruflichen und rassischen Kategorien unterschiedlich eingestuft.33 Die
offiziellen Nahrungsmittelrationen im GG galten sogar verglichen mit den
benachbarten okkupierten Gebieten als sehr gering.34 Verschiedenen zeitge-
nössischen Berechnungen zufolge lag die offizielle tägliche Ration für die
polnische Bevölkerung im Jahr 1941 bei ungefähr 700 Kalorien, die für die
jüdische Bevölkerung bei nur rund 200 bis 300 Kalorien.35 Es gelang der
Zivilverwaltung jedoch nicht einmal, diese geringen Rationen zuverlässig
bereitzustellen.36

Zusammenfassend lässt sich für die Landwirtschaft also sagen, dass die
deutschen Bemühungen, eine Produktionssteigerung zu erreichen, fehl-
schlugen.37 Es gelang zwar zunehmend, substantielle Mengen landwirt-
schaftlicher Produkte an das Reich zu liefern. Hingegen schaffte es die
deutsche Verwaltung nicht, den landwirtschaftlichen Sektor so zu organisie-
ren, dass sie auch die einheimische Bevölkerung, auf deren Mitarbeit sie
vermehrt angewiesen war, ernähren konnte. Somit basierte die Umsetzung
der deutschen Landwirtschaftspolitik im GG auf offiziell sanktionierter
Unterernährung der autochthonen Bevölkerung. Dieses Scheitern im agrari-
schen Sektor behinderte die Errichtung einer „deutschen Ordnung“ auch in
den anderen Sektoren der Wirtschaft.38
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Der industrielle Sektor war durch die Ausplünderung des GG in den
ersten Monaten der Okkupation schwer beschädigt worden, wie die Zivil-
verwaltung, die Dienststelle für den Vierjahresplan und die Verantwortli-
chen der Wehrmacht übereinstimmend einräumten.39 Ohnehin war das
Gebiet aufgrund geringer eigener Vorkommen in der Rohstoff- und Ener-
gieversorgung weitestgehend vom Reich abhängig.40 So hatte das GG bei-
spielsweise 1940/41 einen durchschnittlichen Jahresbedarf von 6.235.000
Tonnen Kohle. Es produzierte selber 1940 aber nur 15.000 Tonnen Stein-
kohle und 200 Tonnen Braunkohle.41 Da aber auf Grund der Truppentrans-
porte an die Ostfront das Schienennetz überlastet war, wurden in der Zeit
von April 1940 bis März 1941 nur 3.600.000 Tonnen geliefert.42 Als Re-
sultat des Kohlen- und Rohstoffmangels musste die gewerbliche und indu-
strielle Produktion im GG weitestgehend eingestellt werden.43 Sogar wichti-
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ge Rüstungsbetriebe waren bedroht.44 Das Transportproblem war struktu-
reller Natur und verbesserte sich nicht im Laufe des Kriegs. Im Dezember
1942 blockierten 550 teilweise beladene, teilweise leere Züge das Schienen-
netz, da dieses größtenteils nur eingleisig ausgebaut und ohne Verschiebe-
bahnhöfe war.45 Trotz dieser Probleme in der Rohstoff- und Energieversor-
gung verzeichnete die Rüstungsproduktion im GG in der Zeit vom zweiten
Quartal 1941 bis zum ersten Quartal 1942 ein moderates Wachstum. In den
verbleibenden drei Quartalen 1942 belief sich die Produktion auf mehr als
das Doppelte im Vergleich zum Herbst 1940. 1943 stieg die Rüstungs-
produktion auf mehr als das Dreifache des Jahres 1940, während sie im
Jahr 1944 schließlich auf das Vierfache im Vergleich zu 1940 anstieg. Der
unerledigte Auftragsbestand am Monatsende, der die tatsächliche Aus-
lieferung um ein Vielfaches überstieg, zeigt allerdings, dass die Rüstungs-
industrie im GG die Erwartungen des Reichs nicht erfüllte.46

Waren die Voraussetzungen für eine Ausnutzung des industriellen
Sektors im GG schon nicht besonders vorteilhaft, so schuf die deutsche
Politik zusätzliche Hindernisse. Dies betraf die Entscheidung zur Eliminie-
rung der Juden aus allen Bereichen der Wirtschaft. Das Hauptargument
hierfür war die Behauptung, dass die „unlauteren jüdischen“ Geschäfts-
praktiken die Wirtschaft schädigten und einer Modernisierung der Produkti-
on im GG im Wege ständen.47 Allerdings bildeten Juden einen wichtigen
Teil des Handels- und Handwerkswesens, auf den auch eine deutsch-ge-
lenkte Wirtschaft im GG angewiesen war. Mit dem Ausschluss der Juden

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-88640-418-6.2009.103 | Generated on 2025-07-21 07:53:13



Sonja Schwaneberg114

48  Der Handel im Generalgouvernement, BAB, R 52/VI/22, Bl. 3 f.; Bericht Steding,
IfZ, Ms 446, S. 65. Sitzung, 28.2.1940, in: Diensttagebuch, S. 124; Bericht der Abteilung
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teilungsleitersitzung, 12.9.1940, in: Diensttagebuch, S. 281; DŁUGOBORSKI, Die deutsche
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49  Das Handwerk im Generalgouvernement, Bericht des Reichskuratoriums für die
Wirtschaftlichkeit, Dienststelle GG, 5.1941, BAB, R 52 VI/18.

50  Ebd., Bl. 3, 23.
51  Ebd., Bl. 16 ff.

wurden Löcher in den wirtschaftlichen Ablauf gerissen, welche die deut-
sche Zivilverwaltung nicht zu stopfen vermochte.48 Dies zeigte sich zum
Beispiel im Handwerksbereich. Gemäß den Schätzungen des Reichskurato-
riums für Wirtschaftlichkeit (RKW) waren circa 50 Prozent dieses Berei-
ches im GG (ohne Galizien) in jüdischer Hand.49 Gemäß diesen Kalkulatio-
nen gab es ungefähr 100.000 Handwerksbetriebe mit rund 250.000 Be-
schäftigten. Weitere 50.000 bis 70.000 Personen arbeiteten im Heimgewer-
be. Alles in allem lebten – inklusive der Angehörigen – ungefähr 750.000
Menschen im GG vom Handwerk. Im Vergleich dazu schätzte das RKW,
dass ungefähr 430.000 Menschen in Industrie und Bergbau beschäftigt
waren und insgesamt 1.075.000 Menschen von Einnahmen aus diesem
Sektor lebten. Demnach war der Handwerkssektor ein Schlüsselsektor für
die Kriegswirtschaft im GG. In seinem Bericht stellte das RKW fest, dass
im Gegensatz zur landläufigen Annahme der Handwerkssektor im GG nicht
überbesetzt war. Während es im Reich 20,3 Handwerksbetriebe auf 1.000
Menschen gab, lag die Zahl im GG nur bei 7,7 Handwerksbetrieben. Unter
Berücksichtigung einer geringeren Nachfrage und einer niedrigeren Pro-
duktivität im GG gingen RKW-Experten davon aus, dass der Handwerks-
sektor im GG nicht verkleinert werden müsse, sondern sogar um 50 Pro-
zent wachsen könne. Die jüdischen Handwerksbetriebe sollten von Polen
übernommen werden; Reichs- und „Volksdeutsche“ kamen aus ideologi-
schen Gründen hierfür nicht in Frage, da sie die industrielle Oberschicht im
GG bilden sollten. Allerdings waren nach Schätzungen des RKW in den
Jahren 1940/41 nur rund 50.000 Handwerker aus den eingegliederten
Gebieten ins GG deportiert worden. Deshalb musste die Ausbildung zusätz-
licher polnischer Handwerker aus dem GG absolute Priorität für die Zivil-
verwaltung haben.50 Bis zu ihrer Ermordung wurden die jüdischen Hand-
werker in den Ghettos als Arbeiter in Großbetrieben eingesetzt, wo sie für
die Rüstungswirtschaft produzierten.51 Als die jüdischen Rüstungsarbeiter
im Sommer 1942 in die Vernichtung einbezogen wurden, hatte dies gra-
vierende Folgen für die Rüstungsindustrie im GG, wie der Militärbefehls-
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verneur Warschau, 15.10.1942, AIPN, NTN 285, S. 204 f.; CHRISTOPHER BROWNING,
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109; NEIL GREGOR, Daimler-Benz in the Third Reich, New Haven 1998, S. 210 f.; ULRICH

HERBERT, Labour and Extermination: Economic Interest and the Primacy of Weltanschau-
ung in National Socialism, in: Past and Present, Nr. 138, Februar 1993, S. 162; MUSIAL,
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54  GROSS, Polish Society, S. 78.
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Generalmajor Robert Bührmann, 25.1.1940, NTN 262, (Bühler-Prozess), S. 67–71; EVA

SEEBER, Zwangsarbeiter in der faschistischen Kriegswirtschaft. Die Deportation und
Ausbeutung polnischer Bürger unter besonderer Berücksichtigung der Lage der Arbeiter aus

haber Kurt Freiherr von Gienanth in einem Memorandum an das Ober-
kommando der Wehrmacht (OKW) vom 18. September 1942 warnte. Von
insgesamt einer Million Arbeitern im industriellen Sektor des GG waren
300.000 Juden, darunter 100.000 Facharbeiter. In den Rüstungsbetrieben
stellten die jüdischen Arbeiter zwischen 25 und 100 Prozent der Beleg-
schaft. Dies bedeute, dass im Zuge der Vernichtung der jüdischen Rüs-
tungsarbeiter die Produktion in einigen Unternehmen zumindest stark
behindert und in anderen gar nicht mehr möglich sein würde. Ungelernte
jüdische Arbeiter könnten möglicherweise durch Polen ersetzt werden,
allerdings nur unter der Voraussetzung, dass weniger polnische Zwangs-
arbeiter in das Reich deportiert würden und es der Polizei tatsächlich
gelänge, zusätzliche Arbeiter auch zu rekrutieren. Beides war eher unwahr-
scheinlich. Für die jüdischen Facharbeiter gab es unter keinen Umständen
Ersatz.52 Bis August 1942 waren jüdische Arbeitskräfte immer genutzt
worden, um Lücken zu füllen, die durch den erhöhten Bedarf des Reichs an
ukrainischen und polnischen Zwangsarbeitern entstanden waren.53

Grobe Schätzungen besagen, dass die Gesamtzahl der Arbeiter, die aus
dem GG ins Reich gebracht wurden, zwischen 1,3 und 1,5 Millionen lag
und somit ungefähr zehn Prozent der Bevölkerung des GG ausmachte.54

Um diese Zahl zu erreichen, nutzten die Deutschen hauptsächlich Zwang
als Rekrutierungsinstrument. Von September bis Dezember 1939 waren
insgesamt 39.675 polnische Arbeiter mit einer Mischung aus wirtschaftli-
chem Druck und Propaganda ins Reich gebracht worden. Das war eine
durchschnittliche Rate von 10.000 Arbeitern im Monat. Als Frank al-
lerdings im Januar 1940 ankündigte, von nun an 10.000 Arbeiter am Tag
ins Reich zu schicken, um bis Ende April die Zahl von einer Million zu
erreichen, entbrannte eine Debatte über die Rekrutierungsmethoden.55
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ministerium für Rüstung und Kriegsproduktion im nationalsozialistischen Herrschafts-
system, Boppard am Rhein 1994, S. 33 ff.; EISENBLÄTTER, Grundlinien, S. 330 ff.;
HERBERT, Fremdarbeiter, S. 149-153, 170, 175; HOMZE, Foreign Labour, S. 104, 108 f.

Während die Vertreter des Reichs dazu neigten, die nötigen Arbeiterzahlen
durch Zwangsrekrutierungen zu erreichen, tendierten Vertreter der Zivil-
verwaltung eher dazu, die befürchteten negativen innen- und außenpoliti-
schen Auswirkungen hervorzuheben sowie auf die mangelnden Exekutiv-
kräfte und Transportmöglichkeiten zu verweisen. Zudem verlangte die
Zivilverwaltung, dass zunächst Voraussetzungen für eine Fortführung der
freiwilligen Anwerbung dadurch geschaffen werden müssten, indem sich
die Behandlung der polnischen Arbeiter im Reich verbessere.56 Dies war
zwar durchaus ein gerechtfertigter Einwand, der allerdings nicht darüber
hinwegtäuschen konnte, dass es sich hierbei um den Versuch einer Verlage-
rung der Verantwortlichkeiten für die zu geringen Rekrutierungszahlen
handelte. Auch die Zivilverwaltung hatte es nicht vermocht, wirtschaftliche
Anreize für die Arbeitsaufnahme im Reich zu schaffen.57 Letztlich war die
Einführung von Zwangsmaßnahmen bei der Arbeiterrekrutierung das
Ergebnis eines Kompromisses zwischen Generalgouverneur Frank und
Herbert Backe, der als Leiter der Geschäftsgruppe Ernährung in der
Dienststelle Vierjahresplan für die Landarbeiterrekrutierung zuständig war.
Die generell freiwilligen Rekrutierungsmaßnahmen sollten durch den
exemplarischen Einsatz von Polizeieinheiten unterstützt werden.58 Als 1942
der von Hitler zum Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz ernann-
te Fritz Sauckel die Arbeitergewinnung im GG übernahm, wurden die
Rekrutierungsmethoden immer rücksichtsloser.59 Die Arbeitsämter nahmen
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meistens den Weg des geringsten Widerstandes und sammelten die Men-
schen einfach auf den Straßen ein, wenn sie gerade die Kirche oder das
Kino verließen. Oder sie fingen die Arbeiter an Stellen ein, wo viele von
ihnen versammelt waren, was bedeutete, dass sie die Arbeiter aus den
Fabriken nahmen, die im GG produzierten. Nachrichten über diese Entfüh-
rungen verbreiteten sich rasch und verursachten Unruhe in der Bevölke-
rung.60 Ulrich Herbert hat betont, dass dies Teil der deutschen Taktik
gewesen sei, gemäß der sich die polnische arbeitsfähige Bevölkerung aus
Angst vor Deportation freiwillig melden sollte.61 Jedoch versuchte die
polnische Bevölkerung die Deportation zur Arbeit im Reich mit allen
Mitteln zu vermeiden.62 Die Androhung von Gewalt und Enteignung mach-
te es nur umso wahrscheinlicher, dass die Menschen in die Wälder flüchte-
ten und sich Widerstandsgruppen anschlossen, wie der Höhere SS und
Polizeiführer (HSSPF) im GG, Friedrich Wilhelm Krüger, beklagte.63

Polnische Historiker schätzen, dass lediglich 30 bis 40 Prozent derer, die
für Arbeit im Reich rekrutiert wurden, auch tatsächlich dort ankamen.64

Damit wurden die Erwartungen des Reichs keineswegs erfüllt. Darüber
hinaus stellt sich angesichts der Tatsache, dass nur ungefähr ein Drittel der
im GG angeworbenen Arbeiter auch tatsächlich im Reich ankamen, die
Frage, wie effizient der Gebrauch von Zwang für die Anwerbung war.

Diese Frage muss man vor allem vor dem Hintergrund stellen, da durch
die Zwangsrekrutierungen Schwierigkeiten in anderen Wirtschaftssektoren
auftraten. So kritisierte der vom Reich ernannte Sonderbevollmächtigte für
die Ernteerfassung im GG, Heinrich Pehle, dass die unsystematischen
Rekrutierungsmethoden zu einem Ansehensverlust der Deutschen im GG
führten, jedoch ohne viel zu erreichen. Besonders kritisierte er die negati-
ven Rückwirkungen auf die Ernteerfassung. Da die Bauern fürchteten, an
den offiziellen Sammelpunkten verhaftet und zur Arbeit ins Reich depor-
tiert zu werden, war die Ablieferung von landwirtschaftlichen Produkten
zurückgegangen. Manche Bauern gingen nicht selbst, sondern schickten
stattdessen Kinder oder Greise zu den Sammelpunkten, die auch nach
deutschen Maßstäben nicht als Arbeiter qualifiziert waren. Es sei unmög-
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lich, mit Kindern und Greisen das abgelieferte Getreide zu verladen, klagte
Pehle.65 Dieses Beispiel zeigt, dass die Anwendung von Terror möglicher-
weise half, einzelne Ziele in einem der Wirtschaftssektoren zu erreichen.
Gleichzeitig wurde dadurch jedoch die Erfüllung der Ziele in anderen
Sektoren behindert. Somit war die Anwendung von Terror insgesamt ein
eher nutzloses Instrument der Okkupationspolitik.66 Die Rekrutierung von
Arbeitern für das Reich war eine schwere Behinderung der Rüstungspro-
duktion im GG.67 General Max Schindler, der Rüstungsinspekteur im GG,
beschwerte sich bei seinem Vorgesetzen, dem Reichsminister für Rüstung
und Kriegsproduktion, Albert Speer, dass Sauckels Aktionen die letzten
Arbeiterreserven im GG aufsaugten und die Rüstungsfirmen vor Ort so
gegenüber den Firmen im Reich übervorteilt würden.68 

Während einerseits der Druck zur Produktionssteigerung im GG seit
1942 stetig wuchs, war es schwierig geworden, die Rüstungsindustrie auch
nur mit ungelernten Arbeitern zu versorgen, ganz zu schweigen von Fach-
arbeitern. Aufgrund der sich stetig verschlechternden Sicherheitslage
standen die Exekutivkräfte im GG kaum mehr für die Arbeiterrekrutierung
bereit.69 Allerdings war – gemäß der Einschätzung der Rüstungsdienst-
stellen im GG – das Problem nicht allein einem Mangel an Arbeitern
geschuldet, sondern der Tatsache, dass die polnische Bevölkerung offizielle
Arbeitsverhältnisse mied. Rüstungsinspekteur Schindler schätzte, dass circa
50 Prozent der Facharbeiter im GG nicht registriert waren. Dies war zum
einen darauf zurückzuführen, dass auch Rüstungsarbeiter eine Deportation
ins Reich fürchten mussten. Zum anderen lag es daran, dass die polnischen
Arbeiter auf dem Schwarzmarkt arbeiteten.70
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Tatsächlich waren die Deutschen nie mehr als zur Hälfte Herr der
Wirtschaft im GG.71 Vielmehr bestanden zwei Wirtschaftssysteme neben-
einander: Auf der einen Seite die offizielle Kriegswirtschaft und auf der
anderen Seite der schwarze oder freie Markt.72 Das ursprüngliche Konzept
für das GG war gewesen, dass ein niedriger Lebensstandard und eine
Lohn- und Preisfestsetzung die industrielle Produktion hier billiger machen
sollte als im Reich. Tatsächlich aber war die Produktion im GG nicht
billiger, sondern teurer als im Reich. Der Grund hierfür war der Schwarz-
markt.73 Die offizielle Kriegswirtschaft wurde von der Zivilverwaltung
durch die Übernahme der Schlüsselindustrien und die Überwachung der
Verteilung und Verarbeitung von Produktionsstoffen kontrolliert. Auch der
Verbrauch wurde durch die amtliche Zuteilung von Lebensmitteln und
Textilien an den Einzelkonsumenten reglementiert. Der freie oder schwarze
Markt hingegen leistete „allen möglichen Einflüssen Folge und arbeitete
meist in einer Richtung, die den Verwaltungstendenzen zuwiderlief“.74 Ein
wesentlicher Grund für das Bestehen der beiden Wirtschaftssysteme und
deren Auseinanderklaffen war, dass die offiziellen Zuteilungen an Lebens-
mitteln und Bedarfsartikeln an die polnische Bevölkerung nicht ausreichten,
um auch nur den existentiellen Minimalbedarf zu decken.75 In ihrem Be-
richt für März 1942 stellte die Abteilung für Preisbildung fest: 

„Die amtliche Versorgung der nichtdeutschen Bevölkerung ist nur noch eine
Teilversorgung, die Aufrechterhaltung der Behauptung, dass auch dieser Teil
der Bevölkerung eine bei minimalsten Ansprüchen ausreichende Versorgung
erhalte, wäre eine glatte Selbsttäuschung. Die Folgen dieser Unterversorgung
sind ungeheuerlich. Die gesamte nichtdeutsche Bevölkerung nimmt am Tausch-
und Schleichhandel passiv und meistens auch aktiv teil.“76
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MA, RW 23/2.
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wesentlichen Probleme, deren Entwicklung und Lösung, BA-MA, RW23/1; GREGOR,
Daimler-Benz, S. 204 f.

82  Preispolitischer Lagebericht Nr. 22 der Abteilung Preisbildung in der Regierung GG,
1.6.1943, AAN, Rząd GG 1150, Bl. 131.

Während die offizielle Kriegswirtschaft durch festgelegte Höchstpreise im
Zaum gehalten wurde, war der freie oder schwarze Markt durch ein enor-
mes und vor allem beständiges Ansteigen der Preise gekennzeichnet.77

Rüstungsinspekteur General Schindler stellte fest, dass ein Rüstungsarbeiter
im GG höchstens 320 Zloty verdiente, durchschnittlich jedoch meist nicht
mehr als 230 Zloty. Zog man hiervon die Kosten für Miete und zugeteilte
Lebensmittelrationen ab, blieben vielleicht noch 160 Zloty übrig. Von
diesem Geld konnte man auf dem Schwarzmarkt gerade mal ein halbes Kilo
Butter kaufen. Schindler schätzte, dass ein alleinstehender Arbeiter zum
Überleben im GG monatlich 800 Zloty bräuchte und ein verheirateter
Arbeiter mit Kindern mindestens 1.200 Zloty.78 Um die Lücke zu schlie-
ßen, die sich auftat, da weder die offiziellen Löhne noch die offiziellen
Lebensmittelrationen zum Überleben ausreichten, arbeiteten viele im offi-
ziellen Sektor angestellte Arbeiter zusätzlich noch in der illegalen Wirt-
schaft, wo sie zwischen fünf- und zehnmal soviel verdienten.79 Hieraus
resultierte für die offizielle Wirtschaft das Problem der hohen Fehlzeiten
der Arbeiter. Es war im GG gang und gäbe, dass Arbeiter zwei oder drei
Tage in der Woche nicht zur Arbeit erschienen. Rüstungsinspekteur
Schindler erklärte in der ersten Sitzung der Rüstungskommission des GG
am 24. Oktober 1942, dass generell 25 Prozent der Arbeiter täglich fehlten.
Im Sommer, wenn es viel Arbeit in der Landwirtschaft gab, stieg diese
Zahl leicht auf 70 Prozent an. Das Resultat war, dass man im GG durch-
schnittlich 30 Prozent mehr Arbeiter für die Produktion brauchte als unter
normalen Bedingungen.80 Die Unternehmen wirkten dem entgegen, indem
sie eigenständig für eine zusätzliche Versorgung der Beschäftigten in Form
von Geldzahlungen, Deputaten oder Lebensmitteln sorgten.81 Das bedeutete
allerdings, dass sich die Unternehmen dann auf dem einen oder anderen
Weg selbst am Schleichhandel beteiligen mussten.82 Im ersten Fall kaufte
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das Unternehmen zusätzliche Lebensmittel auf dem Schwarzmarkt, um sie
an seine Arbeiter und deren Familienangehörige zu verteilen. Im zweiten
Fall stellte das Unternehmen Tauschgüter für den Schwarzmarkt bereit,
indem es seinen Arbeitern Naturalleistungen zugestand, die den persönli-
chen Verbrauch bei weitem überschritten. So erhielten zum Beispiel die
Putzfrauen einer Bewirtschaftungsstelle eine jährliche Zuteilung von 480
Kilogramm Zucker pro Person verbunden mit dem Ratschlag, diesen auf
dem Schwarzmarkt gegen andere Lebensmittel zu tauschen.83 Im dritten
Fall missachtete das Unternehmen einfach die Lohnregelung im GG und
bezahlte höhere Löhne, mit denen die Arbeiter sich dann über den
Schwarzmarkt mit Lebensmitteln versorgen sollten. Angesichts der Un-
möglichkeit, diese zusätzlichen Lohnkosten bei amtlichen Preisen zu er-
wirtschaften, musste das Unternehmen dann selbst einen Teil seiner Pro-
dukte zu höheren Preisen schwarz verkaufen.84

Dieser engen Verknüpfung der gewerblichen Produktion mit dem
Schleichhandel entsprach eine ähnlich enge Verbindung in der Landwirt-
schaft. Da es der Zivilverwaltung nicht gelang, den Bauern notwendige
Betriebsmittel und grundlegende Bedarfsartikel in ausreichendem Maße
zuzuteilen, verkauften oder tauschten die Bauern ihre Produkte auf dem
Schwarzmarkt, wo sie auch die von ihnen benötigten industriellen und
gewerblichen Artikel erstehen konnten.85 Die Zivilverwaltung hatte sich
bemüht, genau gegen dieses Problem mit der Einführung des Bonussystems
anzugehen. Allerdings musste die Abteilung für Preisbildung in ihrem
Bericht vom Juni 1943 zugeben, dass diese Maßnahme nur in sehr gerin-
gem Umfang erfolgreich war. Das lag zum einen daran, dass die Gesamt-
menge der zur Verfügung gestellten Bonusgüter zu gering war, und zum
anderen, dass viele der bereitgestellten Bonusgüter nicht den Bedarf der
Bauern deckten.86 Die Bauern erhielten zu wenig landwirtschaftliche Pro-
duktionsmittel und zu viel Alkohol und Tabak, welche dann auf dem
Schwarzmarkt gehandelt wurden.87 Zudem war es der Zivilverwaltung trotz
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des Tauschsystems nicht gelungen, die Lücke zwischen den niedrigen
Preisen für landwirtschaftliche Produkte und den hohen Preisen für indu-
strielle und gewerbliche Güter zu schließen, wie es ursprünglich intendiert
gewesen war.88 

Die zu niedrige Festsetzung des offiziellen Wechselkurses von Zloty und
Reichsmark – die Reichsmark war um 33 Prozent überbewertet – ver-
schärfte die Probleme der Preisstruktur weiter.89 Im August 1941 verglich
die Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft, wie viele Kilo Roggen
ein Farmer zu den offiziellen Preisen im GG und im Reich verkaufen
musste, um die notwendigsten Produktionsmittel erwerben zu können.
Demzufolge kostete ein Paar Arbeitsschuhe 56 Zloty oder 207 Kilo Roggen
im GG, während es im Reich umgerechnet nur 25 Zloty oder 69 Kilo
Roggen waren. Zudem kostete eine Motordreschmaschine im GG 7.000
Zloty oder 25.925 Kilo Roggen, verglichen mit umgerechnet nur 1.090
Zloty oder 5.800 Kilo Roggen im Reich.90 Das bedeutete, dass besonders
Kleinbauern, welche die Mehrheit im GG stellten, nicht in der Lage waren,
mit ihren Bezugsscheinen gewerbliche Güter zu kaufen.91 Im Gegensatz
dazu lag der Preis für landwirtschaftliche Produkte auf dem Schwarzmarkt
um ein Vielfaches höher, und gewerbliche und industrielle Güter gab es
hier zu kaufen oder zu tauschen.92

Zusammenfassend waren es also auf der einen Seite die unzureichenden
Zuteilungen von Lebensmitteln und Textilien für die Arbeiter im GG und
auf der anderen Seite die mangelnde Bereitstellung von landwirtschaftlichen
Arbeitsmitteln und Gebrauchsgütern für die bäuerliche Bevölkerung, die
die Wurzel des Schwarzmarktes im GG bildeten. Diese beiden Fehler
setzten eine Kettenreaktion in Gang: Eine Lücke in der staatlich kontrollier-
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ten Wirtschaft riss weitere Lücken an anderen Enden des Systems auf.93 So
partizipierte nahezu jede Einzelperson, jeder Betrieb und jeder Wirtschafts-
zweig aktiv oder passiv am Schwarzmarkt. Und da jede Branche beteiligt
war, war auch alles – von Lebensmitteln über gewerbliche Güter und
Rohmaterialien bis hin zu Luxusgütern – auf dem Schwarzmarkt zu
haben.94 Im Juni 1943 schätzte die Abteilung Preisbildung, dass der
Schwarzmarkt wenigstens ein Drittel bei der Deckung des gesamten Be-
darfs, in den Städten sogar mehr als die Hälfte, ausmachte.95 Der polnische
Haupthilfeausschuss schätzte sogar, dass bis zu 75 Prozent der Lebens-
mittelversorgung über den Schwarzmarkt lief.96 Zwar war dadurch die
durchschnittliche Kalorienzufuhr im GG beträchtlich höher als von den
deutschen Behörden geplant und organisiert.97 Allerdings machten es die
rasant steigenden Preise für die Bevölkerung zunehmend schwierig, sich
auf dem Schwarzmarkt zu versorgen. Hiervon waren die Juden am stärks-
ten betroffen, nicht nur weil ihre offiziellen Rationen noch geringer waren
als die der Polen, sondern auch weil sie mehrheitlich zur urbanen Bevölke-
rung gehörten. Hingegen hatte die polnische Landbevölkerung direkten
Zugang zu Nahrungsmitteln und war auch in der Lage, ihre städtische
Verwandtschaft mit zusätzlichen Lebensmitteln zu versorgen.98

Die Deutschen sahen im Schwarzmarkthandel einen zunehmenden
Verfall der wirtschaftlichen Moral, wie sich etwa der Warschauer Gou-
verneur Ludwig Fischer beschwerte. Für ihn war es vollkommen inakzep-
tabel, dass deutsche Privatunternehmer sich ebenso wie staatliche Stellen
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am Schwarzmarkt beteiligten. Insbesondere die Wehrmacht zahlte unter
Missachtung der offiziellen Regelungen jeden Preis für Güter.99 Einer der
führenden Manager der Landwirtschaftlichen Zentralstelle (LZ), Friedrich
Steding, erinnerte sich in seiner Nachkriegsdarstellung über die eigene
Tätigkeit im GG daran, dass seine Behörde ganze Waggons landwirtschaft-
licher Produktionsmittel schwarz gegen frisches Obst und Gemüse für die
Behördenkantine tauschte: „Auch die LZ, obwohl Staatsunternehmen, hielt
es schon frühzeitig […] für geboten und auch gerechtfertigt, die Markt-
ordnungs- und ähnliche Vorschriften nur insoweit zu befolgen, wie sie noch
sinnvoll und mit dem Allgemeininteresse vereinbar erschienen.“100 Grund-
sätzlich nutzten die Deutschen im GG alles, was auch nur den geringsten
Verbrauchswert besaß – von abgetragener Kleidung bis hin zu Gebrauchs-
gegenständen und Lebensmitteln –, zum Tauschhandel. 

Auch bei Kontrollen von Restaurants war offensichtlich, „dass neben
den polnischen Großschiebern gerade die sehr oft unangemessen verdienen-
den deutschen Wirtschaftskreise, man möchte sagen, Stammgäste pol-
nischer Luxus- und Schlemmergaststätten sind, und so auch fortgesetzt
Sabotage der deutschen Bewirtschaftungs- und Preisbestimmungen betrei-
ben und den Polen ein schlechtes Beispiel geben“.101 Die Vorstellung, dass
das deutsche Ansehen im GG durch die Teilnahme Deutscher am Schleich-
handel geschädigt wurde, plagte auch HSSPF Krüger, der empört fest-
stellte, dass der blühende Schwarzmarkt zwischen Deutschen und Polen
„alle Schranken volkstumsgebundener Unterscheidung niederriss“.102 Über
die Rolle des Schwarzmarktes gab es einen erhitzten Disput zwischen der
Zivilverwaltung im GG und den zentralen Autoritäten im Reich. Die Zivil-
verwaltung nahm unter den gegebenen Umständen einen eher pragmati-
schen Standpunkt ein: So lange der offiziell regulierte Markt nicht aus-
reichend funktionierte, um der Bevölkerung wenigstens den primitivsten
Lebensstandard auf legalem Wege zu ermöglichen, war es unmöglich, den
Schwarzmarkt vollkommen auszuschalten.103 
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Seit 1942 verteidigte die Zivilverwaltung den Schwarzmarkt ganz offi-
ziell und erklärte, dass er eine „wichtige volkswirtschaftliche Funktion“
erfülle.104 Im Gegensatz zur Zivilverwaltung, die den Schwarzmarkt als
eine notwendige und nützliche Ergänzung der offiziellen Wirtschaft ansah,
betrachteten ihn die Reichsbehörden als die Wurzel allen aus deutscher
Sicht im GG bestehenden Übels. In den Augen von Heinrich Lammers,
dem Chef der Reichskanzlei, waren die wirtschaftlichen Prinzipien der
Zivilverwaltung einfach „verfehlt“.105 Backe, der Reichsminister für Ernäh-
rung und Landwirtschaft, stellte fest, dass es widersinnig sei, einerseits
eine staatlich geplante Landwirtschaft aufzubauen und andererseits einen
Schwarzmarkt zu fördern, auf dem die wichtigsten landwirtschaftlichen
Güter zu viel höheren Preisen verkauft und im Endergebnis nicht wie
geplant an die deutsche Verwaltung geliefert würden.106 

Den Kern der Debatte bildete die Frage, ob die Probleme im GG durch
einen wirklichen Mangel an Gütern oder nur durch organisatorische Fehler,
die zu einer falschen Verteilung der Güter und so zur Unterversorgung
geführt hatten, hervorgerufen worden waren. Während die Zivilverwaltung
argumentierte, es sei einfach unmöglich, die notwendigen Gütermengen
bereitzustellen, hielten die Reichsautoritäten dem entgegen, dass es im GG
alles in ausreichendem Maße geben würde, wie der Schwarzmarkt letztlich
beweise.107 Und wenn es möglich sei, dass sich die Bevölkerung über den
Schwarzmarkt versorge, so müsse es doch auch möglich sein, die Ver-
teilung dieser Güter auf offiziellem Wege zu organisieren. Deshalb forder-
ten die Reichsbehörden, dass künftig nicht mehr nur ein festgesetzter
Prozentsatz, sondern die gesamte Ernte im GG durch die Zivilverwaltung
eingesammelt und wieder verteilt werden sollte. Sie forderten somit eine
Erweiterung der staatlichen Verwaltung auf den gesamten Verbrauchs-
sektor.108 Die Zivilverwaltung hingegen erklärte, dass es weder möglich
noch zweckmäßig sei, im GG eine Kriegswirtschaft wie im Reich zu schaf-
fen, da man sich hier weder auf die bereitwillige Mitarbeit der Bevölkerung
verlassen könne noch die Machtmittel habe, diese zu erzwingen. Der
Präsident der Hauptabteilung Wirtschaft im GG, Walter Emmerich, er-
klärte: „Man kann nicht hinter jeden einzelnen wirtschaftenden Menschen
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einen Soldaten, einen Polizisten stellen, der aufpasst, dass er reglement-
mäßig verfährt.“109 Darüber hinaus sah die Zivilverwaltung den Schwarz-
markt im Mangel an landwirtschaftlichen Produkten begründet: Seit das
Reich 1942/43 seine Lieferforderungen drastisch erhöht hatte, sei es prak-
tisch unmöglich geworden, die Bevölkerung offiziell zu versorgen.110 In
dieser Situation betrachtete die Zivilverwaltung den Schwarzmarkt als die
einzige Möglichkeit, die knappen Lebensmittel zu verteilen. Deshalb führte
sie die offizielle Duldung eines Selbstversorgungsschleichhandels ein, um
Unruhen zu verhindern.111 Dieser Selbstversorgungsschleichhandel dürfe
allerdings nicht mit dem großangelegten kommerziellen Schleichhandel
verwechselt werden, wie der Warschauer Gouverneur Fischer erklärte.
Letzterer müsse rigoros bekämpft werden. So wurden zum Beispiel Inhaber
von Lebensmittelgeschäften, deren Preise zu hoch waren, ins Konzen-
trationslager Treblinka deportiert.112 Sogar HSSPF Krüger stimmte dem
Vorschlag zu, einen Selbstversorgungsschleichhandel zu dulden, bestand
aber darauf, dass diese Entscheidung nicht öffentlich gemacht werde.113 Für
die Zivilverwaltung erfüllte der Schwarzmarkt eine Alibi-Funktion. Wäh-
rend eines Treffens mit dem Erzbischof von Krakau, Fürst Adam Stefan
Sapieha, am 14. Dezember 1942 erwiderte Staatssekretär Josef Bühler auf
dessen Frage, wie ein polnischer Arbeiter von den viel zu geringen offiziel-
len Rationen leben solle, dass es ja schließlich einen freien Markt gebe und
die deutschen Behörden illegale Lebensmitteltransporte in die Städte mehr
oder minder billigten.114 Somit rechtfertigte die Zivilverwaltung die niedri-
gen offiziellen Rationen für die Bevölkerung mit der Möglichkeit von
privaten Zukäufen auf dem Schwarzmarkt. Eine ähnliche Funktion erfüllte
der freie Handel als Argument bei der Rechtfertigung der im GG betriebe-
nen Wirtschaftspolitik gegenüber dem Reich. Wollte man den Schwarz-
markt ausschalten, so hieß es, dann müsse die deutsche Verwaltung eben
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auch die Lebensmittelversorgung der gesamten polnischen Bevölkerung
übernehmen und nicht nur die der 1,4 Million Polen, die zum Nutzen
Deutschlands arbeiteten. In diesem Fall allerdings wäre ein zusätzlicher
Export von Lebensmitteln, den das Reich seit 1942/43 immer vehementer
einforderte, kaum mehr möglich.115 In diesem Sinne machte also gerade das
Fehlen eines geordneten Wirtschaftssystems die Erfüllung der Forderungen
des Reichs möglich.

Da das fundamentale Problem der Wirtschaft im GG – der Mangel an
Gütern – nicht gelöst werden konnte, versuchten die Deutschen, wenigstens
einen in sich geschlossenen offiziellen Sektor zu etablieren, der von unge-
wollten äußeren Einflüssen abgeschottet war. In diesem geschlossenen
Wirtschaftssektor mussten zwei Faktoren ins Gleichgewicht gebracht wer-
den: Zum einen die Befriedigung der Bedürfnisse der Landwirtschaft, also
die Produktion von Bonusgütern, um die Ergebnisse bei der Ernteeinsamm-
lung zu verbessern, und zum anderen die Befriedigung der Bedürfnisse der
Kriegswirtschaft, d.  h. die Bereitstellung von Arbeitern, Lebensmitteln und
Rüstungsgütern für das Reich und die Wehrmacht.116 Der geschlossene
offizielle Sektor musste deutlich erweitert werden und auch solche Teile
der bislang inoffiziellen Wirtschaft einbeziehen, ohne die die offizielle
Wirtschaft nicht funktionieren konnte. Wichtigstes Projekt hierbei war die
Versorgung von Angehörigen der Rüstungsarbeiter.117 Der Ernteausnahme-
zustand, der für den 13. Juli 1942 verhängt worden war, schien die ent-
scheidende Grundlage hierfür zu bieten, allerdings wurden diese Hoff-
nungen durch die stark gestiegenen Reichsforderungen für die Ernteliefe-
rung 1942/43 zunichte gemacht. Im März 1943 konstatierte die Abteilung
Preisbildung: 

„Wenn man noch vor einem halben Jahr annehmen konnte, dass die bessere
Ernte und die erheblich verbesserte Erfassung eine ausreichende Lebensmittel-
versorgung der Bevölkerung gewährleisten und damit eine weitgehende Ord-
nung und Beruhigung in die Wirtschaft des Landes bringen, eine wesentliche
Leistungssteigerung der gewerblichen Wirtschaft und eine Verkleinerung des
schwarzen Marktes mit einem gleichzeitigen Absinken der Schleichhandels-
preise zur Folge haben würden, so ist diese Hoffnung durch Umstände, für die
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nicht die Regierung des Generalgouvernements verantwortlich ist, nicht mehr
ohne weiteres oder doch nicht für nähere Zukunft begründet.“118

Die Belastung der Versorgungssituation im Frühjahr 1943 führte zu einem
bis dato ungekannten Anstieg der Preise auf dem Schwarzmarkt und zu
Unruhen in der Bevölkerung: 

„Jetzt ist für jedermann erkennbar, dass weitere Belastungen nicht mehr tragbar
sind, sondern zu einem Zusammenbruch der geordneten Verwaltung des Landes
führen müssen. Es steht fest, dass ein grundsätzlicher Wandel im Wirtschafts-
system eintreten und das vor allem eine bessere Versorgung der Bevölkerung
mit allen wirklich lebensnotwendigen Erzeugnissen erfolgen muss.“119 

Selbst als die Zivilverwaltung sich im September 1943 entschloss, große
Teile der Bevölkerung von den offiziellen Lebensmittelzuteilungen auszu-
schließen, um die vorhandenen Vorräte auf die Rüstungsarbeiter und deren
Angehörige zu konzentrieren, hatte dies keine Auswirkung auf die Situati-
on, da die neuen offiziellen Rationen auch nicht ausreichten, um mehr als
eine Minimalversorgung für die Aufrechterhaltung der Produktivität der
Arbeiter zu garantieren.120 Somit verlor der Schwarzmarkt nicht an wirt-
schaftlicher Bedeutung, wie das Amt für Preisbildung resigniert fest-
stellte.121

Fazit

Zusammenfassend lässt sich somit festhalten, dass das GG repräsentativ für
eine vom ökonomischen Standpunkt aus sinnlose Besatzungspolitik steht.
Wie ich einführend dargelegt habe, erschien es der Zivilverwaltung im
Dezember 1939 unmöglich, die deutschen Ziele durch die ursprüngliche
Destruktionspolitik zu erreichen. Stattdessen sollten die wirtschaftlichen
Ressourcen insoweit förderlich behandelt werden, wie es dem Reich nutzte.
Allerdings führte die Realität der Ressourcenknappheit und der immer
drastischeren wirtschaftlichen Ausbeutung durch das Reich dazu, dass die
deutsche Zivilverwaltung im GG ein sehr unvollkommenes Wirtschafts-
system errichtete und letztlich genau das hinterließ, was Hitler ihr ur-
sprünglich aufgetragen hatte: einen Trümmerhaufen. Das zugrunde liegen-
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de strukturelle Problem war, dass das Deutsche Reich gleichzeitig unter-
schiedliche, sich gegenseitig ausschließende Ausbeutungs- und Ausnut-
zungsprojekte im GG verfolgte. Einerseits sollten polnische Arbeiter aus
dem GG ins Reich deportiert und immer größere Mengen landwirtschaftli-
cher Produkte geliefert werden; andererseits versuchte man die industrielle
Produktion vor Ort zu steigern. Zusätzlich zu diesen wirtschaftlichen
Widersprüchen müssen politische Faktoren einbezogen werden, so die
schädlichen Auswirkungen des Ausschlusses der Juden aus sämtlichen
Wirtschaftsbereichen, die Ermordung jüdischer Arbeiter sowie Umsied-
lungsaktionen und der Terror gegen die Bevölkerung. Die nationalsozia-
listische Rassenideologie diktierte die Missachtung der Grundbedürfnisse
der Bevölkerung im GG und machte es für die Zivilverwaltung letztlich
unmöglich, gegen die unrealistischen Reichsanforderungen zu argumentie-
ren, da sie nicht auf die Eigenbedürfnisse des GG verweisen konnte.122

Auch wenn die Erwartungen des Reichs niemals voll erfüllt wurden, so
wurde doch eine substantielle Menge von agrarischen Produkten und Arbei-
tern aus dem GG gepresst. Für das letztendliche Scheitern der Erfüllung
ihrer Forderungen machten die Reichsautoritäten Franks Versagen beim
Aufbau einer wirtschaftlichen Ordnung verantwortlich. Während man
sicherlich auch argumentieren könnte, dass eine systematischere Ausbeu-
tung das Herauspressen von noch mehr Ressourcen aus dem GG zum
Nutzen des Reichs erlaubt hätte,123 bleibt doch die Frage, wie unter den
gegebenen Voraussetzungen ein geordneteres System der Ausbeutung hätte
etabliert werden können. In Anbetracht der unterschiedlichen Zwänge, die
in verschiedene Richtungen drängten, war es unmöglich, das GG zu regie-
ren, selbst wenn Franks Vorgehen organisierter und effektiver gewesen
wäre. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass die Mischung aus Unter-
drückung, Kontrolle und einer pragmatischen, laissez faire Tolerierung des
Schwarzmarkts – wie sie von Frank und seiner Verwaltung vertreten wurde
– effektiver war als die eher unrealistischen Forderungen der Reichsminis-
terien nach einer totalen Kontrolle der Wirtschaft.124

Zusammenfassend kann man somit argumentieren, dass die beiden
unterschiedlichen Herangehensweisen, unbeschränkte Ausbeutung und Aus-
nutzung der wirtschaftlichen Ressourcen vor Ort, in einer widersprüch-
lichen Politik endeten. Dies kombiniert mit den ideologischen Zielen,
welche die Wirtschaft schwächten, bewirkte, dass die nationalsozialistische
Wirtschaftspolitik im GG fundamental fehlerhaft war.
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